
Stadtplanungsamt       Ingolstadt, 03.03.2009 
Ref. OB/61-23 Hac 
 
 
 
 
 
An die 
Pressestelle 
 
 
 
mit der Bitte um Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen am 04.03.2009: 
 
 
 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für den Bebauungs- und 
Grünordnungsplan Nr. 168 D Busdepot am Nordbahnhof 
 
 
Der Stadtrat hat am 05.02.2009 den Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 168 D 
Busdepot am Nordbahnhof als Satzung beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit 
gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser 
Bekanntmachung tritt der Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 168 D Budepot am 
Nordbahnhof in Kraft. 
 
Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Zuge der 
Berichtigung an das verfahrensgegenständliche ausgewiesene Sondergebiet für das 
Busdepot angepasst. 
 
Ab sofort wird der Bebauungs- und Grünordnungsplan mit Begründung sowie der 
zusammenfassenden Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan 
berücksichtigt wurden, gem. § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Stadtplanungsamt, 
Verwaltungsgebäude, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer 111, während der allgemeinen 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Für Auskünfte und Erläuterungen 
stehen Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes gerne zur Verfügung. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 
Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 



wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
schriftlich gegenüber der Stadt Ingolstadt geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 

 
 
 
Lageplan zum Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 168 D Busdepot am Nordbahnhof 
 
 
 
 
Ingolstadt, 04.03.2009 
Stadt Ingolstadt 
 
 
 
Dr. Alfred Lehmann 
Oberbürgermeister 


	Pressestelle

